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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 10 LW 3/10 B 
 
L 10 LW 3774/08 (LSG Baden-Württemberg) 
S 8 LW 2362/07 (SG Konstanz) 
 
 
 
…………………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Landwirtschaftliche Alterskasse Baden-Württemberg, 
Vogelrainstraße 25, 70199 Stuttgart, 
vertreten durch den Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialversicherung, 
Weißensteinstraße 70-72, 34131 Kassel, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Juli 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 14. Januar 2010 wird als un- 

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 14.1.2010 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf Aufhebung eines Bescheides der beklagten Landwirtschaftlichen 

Alterskasse verneint, durch den eine zuvor erfolgte Aufhebung der Feststellung einer Ver-

sicherungspflicht der Klägerin nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte rück-

gängig gemacht worden ist. Mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in 

diesem Beschluss macht die Klägerin im Wesentlichen geltend, das LSG sei von einem 

falschen Sachverhalt ausgegangen. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zu-

lassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil (hier der Beschluss) des LSG von einer Entscheidung des 

Bundessozialgerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes 

oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder 

wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (Nr 3). Am ehesten lässt sich das Vorbringen der Klägerin als Rüge von Ver-

fahrensmängeln (Verletzungen der richterlichen Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts nach 

§ 103 SGG sowie des Grundsatzes einer freien richterlichen Beweiswürdigung nach § 128 

Abs 1 Satz 1 SGG) einordnen.  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen 

bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels zunächst die diesen (vermeintlich) begründenden 

Tatsachen substanziiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf 

dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann 

der geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 

128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist. 

 

Die sich aus § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ergebenden Beschränkungen hat die Klägerin bei 

ihrer Beschwerdebegründung unberücksichtigt gelassen. Während sie danach mit einer Rüge 

der berufungsgerichtlichen Beweiswürdigung von vornherein keine Zulassung der Revision er-
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reichen kann, fehlt es hier für die erfolgreiche Geltendmachung eines Verstoßes gegen § 103 

SGG an der Bezeichnung eines Beweisantrags, den das LSG übergangen haben könnte.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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